0O0. Landtag: Beilage 584/2017, XXVIII. Gesetzgebungsperiode

Bericht

des Ausschusses fur Kommunales und Land- und Forstwirtschaft
betreffend das
Landesgesetz, mit dem die O6. Gemeindeordnung 1990, das Statut fur die
Landeshauptstadt Linz 1992, das Statut fir die Stadt Steyr 1992, das Statut fur die Stadt
Wels 1992, das O6. Gemeindeverbadndegesetz, das O6. Abgabengesetz,
das O0. Abwasserentsorgungsgesetz 2001, das O6. Archivgesetz, das O06. Auskunftspflicht,
Datenschutz- und Informationsweiterverwendungsgesetz, die O6. Bauordnung 1994,
das O0. Bediensteten-Zuweisungsgesetz 2015, das O0. Blrgermeisterbeziigegesetz 1992,
das O0. Geodateninfrastrukturgesetz, das Landesgesetz tber den Einheitlichen
Ansprechpartner, das O6. Gemeindebedienstetengesetz 2001, das
06. Gemeindebediensteten-Zuweisungsgesetz, das O6. Gemeinde-Dienstrechts- und
Gehaltsgesetz 2002, das O6. Gemeinde-Personalvertretungsgesetz, das O9. Gemeinde-
Unfallfirsorgegesetz, die O6. Kommunalwahlordnung, das O08. Leichenbestattungsgesetz
1985, das O0. Rettungsgesetz 1988, das O4. Sozialhilfegesetz 1998, das
00. Statutargemeinden-Bedienstetengesetz 2002 und das O6. Umweltschutzgesetz 1996
geandert werden
(O6. Gemeinderechtsanpassungsgesetz 2018)

[L-2017-434377/2-XXVIII,
miterledigt Beilage 560/2017]

A. Allgemeiner Teil
l. Anlass und Inhalt des Gesetzentwurfs

Mit der Verwaltungsgerichtsbarkeits-Novelle 2012, BGBI. | Nr. 51/2012, wurde die
bundesverfassungsrechtliche Grundlage far die Einfihrung der zweistufigen
Verwaltungsgerichtsbarkeit in  Osterreich und damit fir die Implementierung einer
Verwaltungsgerichtsbarkeit erster Instanz geschaffen. Kernstiick dieser Novelle ist die
Abschaffung aller administrativen Instanzenziige mit Ausnahme des zweigliedrigen Instanzenzugs
im eigenen Wirkungsbereich der Gemeinde. Das bedeutet, dass das Verwaltungsverfahren von
der zusténdigen Verwaltungsbehdrde grundsétzlich in erster und letzter Instanz gefihrt wird; nach
Erlassung des verfahrensbeendenden Bescheids kann unmittelbar Beschwerde an ein
Verwaltungsgericht des Bundes oder der L&nder erhoben werden.

Vor dem Hintergrund dieser Verfassungsrechtslage wurden mit dem
00. Verwaltungsgerichtsbarkeits-Anpassungsgesetz, LGBl Nr. 90/2013, alle Regelungen


http://www2.land-oberoesterreich.gv.at/internetltgbeilagen/InternetLtgBeilagenAnzeige.jsp?jahr=2017&nummer=560&gp=XXVIII

betreffend den administrativen Instanzenzug auferhalb des eigenen Wirkungsbereichs der
Gemeinde ersatzlos beseitigt. Insbesondere entfielen damit alle Gesetzesbestimmungen, die eine
Zustandigkeit einer Berufungsbehérde vorsahen, unabhangig davon, ob diese Berufungsbehdrden
mit 1. Janner 2014 nach Art. 151 Abs. 51 Z 8 B-VG aufgelést wurden oder weiterhin als
Verwaltungsbehdrden (wie etwa die Landesregierung) bestehen blieben. Von der im Art. 118
Abs. 4 B-VG vorgesehenen Erméachtigung des Landesgesetzgebers, auch den zweistufigen
Instanzenzug in den Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereichs der Gemeinde gesetzlich
auszuschlie3en, wurde dabei aber vorerst kein Gebrauch gemacht.

Aufbauend auf den Erfahrungen jener Bundeslander, in denen der gemeindeinterne Instanzenzug
bereits seit langerem ausgeschlossen ist, und vor dem Hintergrund der landesinternen
Deregulierungsbestrebungen soll mit dem vorliegenden Gesetzentwurf der administrative
Instanzenzug nunmehr auch fir den eigenen Wirkungsbereich der Gemeinde ausgeschlossen und
damit das Modell der zweistufigen Verwaltungsgerichtsbarkeit in den in die
Gesetzgebungskompetenz des Landes fallenden Angelegenheiten konsequent umgesetzt werden.
Damit sind namlich nicht nur Verwaltungseinsparungen im Gemeindebereich verbunden; auch eine
Beschleunigung des Verfahrens kann mit dieser MaRnahme erreicht werden. Durch den Entfall
des gemeindeinternen Instanzenzugs und die damit verbundene direkte, zeithahe
Beschwerdemdglichkeit gegen den Bescheid einer Gemeindebehdrde an das Verwaltungsgericht
kann rascher Rechtssicherheit hergestellt werden, womit auch dem Interesse der betroffenen
Burgerinnen und Birger an einer schnellen Klarung der Angelegenheit Rechnung getragen wird,
ohne deren Rechtsschutzmdglichkeiten im Vergleich zu anderen Verwaltungsverfahren
einzuschréanken und damit ihrem Rechtsschutzinteresse zuwiderzuhandeln.

Daruber hinaus besteht fur die Gemeinden im Administrativverfanren nach dem
Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz (VWGVG) trotz Ausschlusses des Instanzenzugs - im selben
Umfang wie fir sonstige Verwaltungsbehdrden - weiterhin die Méglichkeit eines internen Korrektivs
in Form der Beschwerdevorentscheidung (8 14 VwGVG), die wiederum durch die
Verwaltungsgerichtsbarkeits-Novelle 2012 eine erhebliche Aufwertung im Vergleich zur
Berufungsvorentscheidung gemalR § 64a AVG erfahren hat: Die Beschwerdevorentscheidung der
Gemeinde kann namlich nicht nur in einer Zuriickweisung oder Stattgabe der Beschwerde,
sondern auch in einer Bestétigung ihrer Entscheidung nach einer allfadlligen Ergdnzung bzw.
Verbesserung des Ermittlungsverfahrens bestehen. Da die Beschwerdevorentscheidung im Fall
eines Vorlageantrags nicht langer aufRer Kraft tritt (8§ 15 VwGVG), wird der Gemeinde folglich
weiterhin eine zweite Chance einer gemeindeinternen Entscheidung in jede Richtung geboten.
Dasselbe gilt auch im Bereich des Saumnisschutzes: Zwar geht mit dem Ausschluss des
Instanzenzugs auch die Méglichkeit eines Devolutionsantrags fir den Fall, dass ein Bescheid nicht
innerhalb der Entscheidungsfrist erlassen wird, verloren (vgl. 8 73 AVG: "Bescheid, gegen den
Berufung erhoben werden kann"). Statt eines Ubergangs der Entscheidungspflicht auf eine weitere
Gemeindeinstanz infolge der Stellung eines Devolutionsantrags kommt den Parteien nunmehr die
Moglichkeit zu, sich mit einer S&umnisbeschwerde an das Verwaltungsgericht zu wenden.
Allerdings sieht das VwGVG auch fur diesen Fall ein von der Gemeindebehérde als belangter
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Behorde zu fuhrendes Vorverfahren vor, in dessen Rahmen innerhalb einer Frist von bis zu drei
Monaten der Bescheid nachgeholt werden kann (8 16 VwWGVG).

Ebenso steht im  Anwendungsbereich der Bundesabgabenordnung (BAO) der
Gemeindeabgabenbehdrde weiterhin eine zweite Chance einer gemeindeinternen Entscheidung
zur Verfigung: GemalR § 262 BAO fuhrt der Ausschluss des administrativen Instanzenzugs im
eigenen Wirkungsbereich der Gemeinde sogar dazu, dass - im Gegensatz zur geltenden
Rechtslage, wonach weder eine Berufungs- noch eine Beschwerdevorentscheidung in Betracht
kommt, wenn ein zweistufiger Instanzenzug besteht (§ 288 BAO; vgl. auch RV 24 BIgNR 25. GP
24) - die Gemeinde eine Beschwerdevorentscheidung zwingend zu erlassen hat, sofern nicht eine
der gesetzlich vorgesehenen Ausnahmen vorliegt. Ahnlich wie nach dem VwWGVG kann die
Beschwerdevorentscheidung ua. in einer Abweisung der Beschwerde bestehen (8§ 263 Abs. 1
BAO) und wird deren Wirksamkeit durch einen Vorlageantrag nicht beriihrt (§ 264 Abs. 3 BAO).
Auch im Bereich des Saumnisschutzes sieht die BAO ein von der Abgabenbehotrde zu fihrendes
Vorverfahren vor, in dessen Rahmen innerhalb einer einmal verlangerbaren Frist von bis zu drei
Monaten der Bescheid nachgeholt werden kann (8 284 Abs. 2 BAO); erst nach Verstreichen dieser
Frist oder wenn die Abgabenbehdérde vorher mitteilt, dass keine Verletzung der
Entscheidungspflicht vorliegt, geht die Zustandigkeit auf das Verwaltungsgericht tber (8 284
Abs. 3 BAO).

Der Ausschluss des Instanzenzugs durch den Landesgesetzgeber kann sich ausschliefilich auf
jene Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereichs der Gemeinde beziehen, die dem Bereich
der Landesgesetzgebung zuzuordnen sind; fiur den Bundesbereich kommt dem
Landesgesetzgeber diesbeziglich keine Befugnis zu (vgl. Art. 115 Abs. 2 B-VG). Aus diesem
Grund ist es erforderlich, jene organisatorischen Bestimmungen, die den gemeindeinternen
Instanzenzug betreffen und fiir den Bereich der Bundesgesetzgebung von Bedeutung sein
kénnen, beizubehalten (vgl. zB 8 6b O6. Landesverwaltungsgerichts-Vorbereitungsgesetz, § 3
Abs. 2 O6. Verwaltungsabgabengesetz).

Anstelle einer gesonderten Regelung in jedem einzelnen Materiengesetz wird in den
Gemeindeorganisationsgesetzen angeordnet, dass der administrative Instanzenzug in den in die
Gesetzgebungskompetenz des Landes fallenden Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereichs
der Gemeinde generell ausgeschlossen ist. Bereits diese (materiellrechtliche) Bestimmung bewirkt,
dass der gemeindeinterne Instanzenzug in allen in die Gesetzgebungskompetenz des Landes
fallenden Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereichs der Gemeinde ausgeschlossen ist,
ohne dass es einer ausdriicklichen Anordnung in den jeweiligen Materiengesetzen bedarf.

Der Ausschluss des gemeindeinternen Instanzenzugs gilt nach der geltenden Rechtslage auch fur
Angelegenheiten der Kommunal- und Grundsteuer, zu deren Regelung der Landesgesetzgeber
insoweit zustandig ist, als der Bundesgesetzgeber von seiner Regelungskompetenz gemaf § 7
Abs. 3 Finanz-Verfassungsgesetz 1948 nicht Gebrauch gemacht hat (vgl. § 18 Abs. 1 und § 20
Abs. 1 Z 2 Finanzausgleichsgesetz 2017). Da derzeit weder im Kommunalsteuergesetz 1993 oder
im Grundsteuergesetz 1955 noch in der BAO oder in sonstigen bundesgesetzlichen
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Bestimmungen der gemeindeinterne Instanzenzug ausdriicklich vorgesehen oder ausgeschlossen
wird, ist der Landesgesetzgeber auch im Bereich der Kommunal- und Grundsteuer gemaf3 Art. 115
Abs. 2 B-VG zur Normierung des Ausschlusses eines zweistufigen Instanzenzugs zustandig (vgl.
das an die Amter der Landesregierungen in Abstimmung mit dem Bundeskanzleramt-
Verfassungsdienst ergangene Schreiben des Bundesministeriums fir Finanzen vom 25. Juli 2013,
BMF-111101/0003-11/3/2013). Im Hinblick auf die Gesetzgebungskompetenz des Landes zur
Regelung der ausschliel3lichen Landes- und Gemeindeabgaben gemald § 8 Abs. 1 Finanz-
Verfassungsgesetz 1948 gelten die gleichen Uberlegungen auch fiir Gemeindeabgaben auf Grund
freien Beschlussrechts.

Neben dem in den Gemeindeorganisationsgesetzen normierten generellen Ausschluss des
gemeindeinternen Instanzenzugs bedarf es auch einer Anpassung sonstiger landesgesetzlicher
Bestimmungen, in denen auf das Bestehen eines gemeindeinternen Instanzenzugs abgestellt bzw.
dieser vorausgesetzt wird. Dies betrifft insbesondere jene Regelungen, wonach eine
Gemeindebehdrde "erstinstanzlich" entscheidet, aber auch solche Bestimmungen, in denen
Aussagen zur "Berufung" enthalten sind. Wie Dbereits im Ausschussbericht zum
00. Verwaltungsgerichtsbarkeits-Anpassungsgesetz ausfuhrlich dargelegt (vgl. AB 993/2013
BIgLT 27. GP, 4 f) sind Regelungen, wonach "keine Berufung” oder "kein
ordentliches/gesondertes/abgesondertes Rechtsmittel* zuldssig ist, dahingehend zu Uberprifen,
ob damit der gemeindeinterne Instanzenzug ausgeschlossen wird oder aber zum Ausdruck
gebracht werden soll, dass es sich bei der Behérdenentscheidung um keinen anfechtbaren
Bescheid, sondern um eine Verfahrensanordnung handelt, die erst in der Beschwerde gegen den
die Angelegenheit erledigenden Bescheid angefochten werden kann. Im ersten Fall kann die
Bestimmung angesichts des generellen Ausschlusses des gemeindeinternen Instanzenzugs
entfallen, im zweiten Fall ist klarzustellen, dass es sich um eine - nicht gesondert bek&dmpfbare -
Verfahrensanordnung handelt.

SchlieRlich enthalt der Gesetzentwurf Anderungen der O6. Gemeindeordnung 1990 im
Zusammenhang mit der sogenannten "Gemeindefinanzierung NEU".

Als wesentliche Punkte dieses Gesetzentwurfs sind somit anzufuihren:

- Ausschluss des administrativen Instanzenzugs in den in die Gesetzgebungskompetenz des
Landes fallenden Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereichs der Gemeinde sowie damit
zusammenhangende Anpassungen landesgesetzlicher Regelungen

- Anderungen im Zusammenhang mit der "Gemeindefinanzierung NEU"

Il. Kompetenzgrundlagen
Die Kompetenz des Landesgesetzgebers ergibt sich

- hinsichtlich des Ausschlusses des administrativen Instanzenzugs sowie der damit
zusammenhangenden Anpassungen landesgesetzlicher Regelungen aus Art. 118 Abs. 4 und
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Art. 115 Abs. 2 B-VG iVm. der Kompetenz zur Regelung der jeweiligen Materie (vgl. Art. 15
Abs. 1 B-VG und § 8 F-VG) und

- hinsichtlich der Anderungen im Zusammenhang mit der "Gemeindefinanzierung NEU" (Art. |
Z 1 bis 6) aus Art. 115 Abs. 2 B-VG.

lll.  Finanzielle Auswirkungen auf die Gebietskdrperschaften

Die Abschaffung des administrativen Instanzenzugs innerhalb des eigenen Wirkungsbereichs der
Gemeinde verursacht potentiell zusatzliche finanzielle Ausgaben fir das Land, weil nunmehr
gegen jeden Bescheid eines Gemeindeorgans in den in die Gesetzgebungskompetenz des Landes
fallenden Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereichs der Gemeinde direkt und unmittelbar
Beschwerde an das Verwaltungsgericht erhoben werden kann und die bisherige Entscheidung der
Berufungsbehdrde mit ihrer "Filterfunktion” wegféllt. Die H6he der durch zusatzliche Verfahren
verursachten Mehrkosten, die sich wohl primar in Form eines zusatzlichen Personalbedarfs
(insbesondere beim Landesverwaltungsgericht Obergsterreich und bei den Sachverstandigen des
Amtes der O6. Landesregierung) ergeben werden, ist nicht exakt zu beziffern; dies relativiert sich
jedoch insofern, als auch bislang in einem Grof3teil jener Falle, in denen der gemeindeinterne
Instanzenzug beschritten wurde, letztlich auch eine Beschwerdeerhebung an das
Verwaltungsgericht erfolgte.

Mit dem Entfall der administrativen (Berufungs-)instanzen im eigenen Wirkungsbereich der
Gemeinde ergeben sich jedenfalls Einsparungen bei den Gemeinden. Durch den Entfall einer
Entscheidungsebene sind signifikante Entlastungen vom damit bisher verbundenen Aufwand zu
erwarten. Zwar besteht weiterhin die Mdglichkeit einer Beschwerdevorentscheidung, die jedoch
angesichts der auch derzeit bestehenden Méglichkeit der Beschwerdevorentscheidung durch die
letztinstanzliche  Gemeindebehtrde sowie der Berufungsvorentscheidung durch  die
erstinstanzliche Gemeindebehdrde zu keinem zuséatzlichen Aufwand fuhren wird. Selbst wenn
angesichts des Entfalls der zweiten Entscheidungsebene von der Mdoglichkeit der
Beschwerdevorentscheidung in Zukunft haufiger Gebrauch gemacht werden sollte als bisher, ist
jedenfalls nicht damit zu rechnen, dass sich die Gemeindebehtrde bei der im Sinn der
Verfahrensokonomie zu treffenden Entscheidung in jedem Fall fir die Erlassung einer
Beschwerdevorentscheidung aussprechen wird. Zudem st selbst bei Erlassung einer
Beschwerdevorentscheidung jedenfalls kein anderes Gemeindeorgan mit der Angelegenheit zu
befassen, sodass auch in jenen Féllen, in denen sich die Gemeindebehdtrde fur die Erlassung
einer Beschwerdevorentscheidung entscheidet oder gemafl: § 262 BAO entscheiden muss, eine
Entlastung im Vergleich zur geltenden Rechtslage angenommen werden kann.

Die Anderungen im Zusammenhang mit der "Gemeindefinanzierung NEU" werden insbesondere in
der Einfuhrungsphase einen zusatzlichen Beratungsaufwand beim Land verursachen, weil sich der
Schwerpunkt dieser MalRnahmen landesintern von der Prifung der Rechnungsabschlisse zur
Voranschlagsprufung vorverlagert. Jedenfalls werden sich aber mit dem neuen
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Finanzierungssystem insbesondere der Gestaltungsspielraum und die Autonomie der Gemeinden
signifikant erh6hen.

IV. Finanzielle Auswirkungen auf Bidrgerinnen und Burger und auf Unternehmen

Die in diesem Landesgesetz enthaltenen Regelungen bringen keinerlei finanzielle Belastungen fur
die Birgerinnen und Birger im Allgemeinen und fir Wirtschaftstreibende im Besonderen mit sich.

Vielmehr liegt die konsequente Umsetzung einer dezentralen Verwaltungsgerichtsbarkeit erster
Instanz durch den Ausschluss des administrativen Instanzenzugs auch im Gemeindebereich im
Interesse der Birgerinnen und Birger, insbesondere der Wirtschaftstreibenden, zumal dadurch
der Zugang =zum verwaltungsgerichtlichen Rechtsschutz frilher mdglich ist und die
Verwaltungsverfahren folglich insgesamt verkirzt werden und Rechtssicherheit rascher hergestellt
werden kann.

V.  Verhdltnis zu Rechtsvorschriften der Européaischen Union

Diesem Landesgesetz stehen - soweit ersichtlich - keine zwingenden unionsrechtlichen
Vorschriften entgegen.

VI. Auswirkungen auf die verschiedenen Gruppen der Gesellschaft, insbesondere auf
Frauen und Manner

Die in diesem Landesgesetz enthaltenen Regelungen haben - soweit ersichtlich - weder direkt
noch indirekt unterschiedliche Auswirkungen auf die verschiedenen Gruppen der Gesellschaft,
insbesondere auf Frauen und Manner.

Die Texte der vorliegenden Gesetzesnovelle wurden geschlechtergerecht formuliert. Eine
Anpassung des gesamten Gesetzestextes wére - im Vergleich mit den inhaltlichen Anderungen
der vorliegenden Novelle - mit einem unverhaltnismaRigen Aufwand verbunden und ist daher hier
unterblieben, soll aber bei der ndchsten dafiir geeigneten Gelegenheit vorgenommen werden.

Aus der nicht durchgéngig geschlechtergerechten Textierung darf keinesfalls die Zulassigkeit

tatsachlicher Differenzierungen bei denjenigen Bestimmungen abgeleitet werden, die noch nicht
geschlechtergerecht formuliert sind.
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VII.  Auswirkungen in umweltpolitischer Hinsicht, insbesondere Klimavertraglichkeit

Die in diesem Landesgesetz enthaltenen Regelungen weisen keinerlei umweltpolitische Relevanz
auf.

VIIl. Besonderheiten des Gesetzgebungsverfahrens
Der vorliegende Gesetzentwurf enthalt keine Verfassungsbestimmungen.

Eine Mitwirkung von Bundesorganen im Sinn des Art. 97 Abs. 2 B-VG ist im vorliegenden
Gesetzentwurf nicht vorgesehen. Da der Gesetzentwurf Landes- und Gemeindeabgaben zum
Gegenstand hat, ist er gemalR 8 9 Abs. 1 Finanz-Verfassungsgesetz 1948 unmittelbar nach der
Beschlussfassung vor seiner Kundmachung dem Bundeskanzleramt bekanntzugeben.

B. Besonderer Teill
Zu Art. | (Anderung der O6. Gemeindeordnung 1990):
Zu Art. 1 Z 1 bis 6 (§ 75 Abs. 5, 88 76 bis 78, 8 79 Abs. 2 und 3 O6. GemO 1990):

Gemall 8 12 Abs. 1 FAG 2017 stehen den Landern Anteile in der H6he von 12,8 % an den
Bundesabgabenertragsanteilen zur Verfliigung, die ua. zur Bedeckung der Haushaltsabgénge und
zur Finanzierung auf3erordentlicher Vorhaben der Gemeinden zu verwenden sind. Auf Grund der
geltenden Richtlinien des Landes  Oberosterreich  fur die  Gewahrung  von
Bedarfszuweisungsmitteln wurden die (anerkannten) Haushaltsabgénge der 06. Gemeinden bisher
im Nachhinein auf Basis der gepriuften Rechnungsabschlisse durch Bedarfszuweisungen bedeckt.
Trotz verschiedener Vorteile verursacht die Methode der nachtraglichen Bedeckung von
Haushaltsabgangen einen betrachtlichen Verwaltungsaufwand, der durch steuernde MalRnahmen,
wie etwa den sog. "18-Euro-Erlass" oder die "5.000-Euro-Investitionsgrenze"”, zusatzlich noch
erhoht wird und als dberaus burokratisch empfunden wird. Das bisherige Modell der
Gemeindefinanzierung soll durch ein Modell ersetzt werden, das im Sinn einer héchstméglichen
Gemeindeautonomie die Gemeindebudgets in der Weise starkt, dass die Gemeinden in der Lage
sind, ihre ordentlichen Haushalte auszugleichen und dariber hinaus auch die erforderlichen
Eigenanteile fur auf3erordentliche Projekte ansparen zu kdnnen. In diesem Sinn soll mit den
vorgeschlagenen Bestimmungen der Fokus auf die schon jetzt im 8§ 75 Abs. 5 normierte
Verpflichtung zur Erstellung eines ausgeglichenen Voranschlags gelegt werden.

Der in Z 1 vorgesehene Entfall des letzten Satzes im § 75 Abs. 5 soll dem Ziel Rechnung tragen,

dass dem Gemeinderat von der Bilrgermeisterin bzw. vom Blrgermeister jedenfalls ein
ausgeglichener Voranschlagsentwurf vorgelegt wird.
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Der in Z 2 neugefasste § 76 soll es der Burgermeisterin bzw. dem Burgermeister ermdéglichen,
ihren bzw. seinen Entwurf ausgeglichen zu erstellen. Diesem Ziel trAgt insbesondere Abs. 2
Rechnung, worin vorgesehen ist, dass die Birgermeisterin bzw. der Blrgermeister bei der
Erstellung des Voranschlagsentwurfs auf die Expertise der Landesregierung zuriickgreifen und
aufbauend auf deren vorgeschlagenen Mal3nahmen einen neuen Entwurf erstellen kann, "der den
Grundsatzen des 8§ 75 Abs. 5 entspricht". Damit soll nochmals das Ziel zum Ausdruck gebracht
werden, dem Gemeinderat schlieflich einen ausgeglichenen Voranschlagsentwurf vorzulegen.
Wie die Blrgermeisterin bzw. der Birgermeister dieses Ziel erreicht, bleibt ihr bzw. ihm
Uberlassen. Abs. 1 entspricht im Wesentlichen dem im bisherigen Abs. 1 enthaltenen ersten Satz;
die im bisherigen Abs. 1 zweiter Satz enthaltene Verpflichtung zur rechtzeitigen Vorlage an den
Gemeinderat soll aus systematischen Grinden und zur Verdeutlichung, dass die im Abs. 2 neu
vorgesehene Einbindung der Landesregierung vor der 6ffentlichen Einsicht und vor Vorlage an den
Gemeinderat stattfinden soll, nach Abs. 4 verschoben werden. Mit der Verkirzung der Vorlagefrist
von sechs auf vier Wochen im Abs. 4 soll erreicht werden, dass vor Vorlage an den Gemeinderat
genigend Zeit zur Verfigung steht, um einen ausgeglichenen Entwurf zu erstellen. Da dem
Gemeinderat nach dem neuen System ohnedies nur ein ausgeglichener Voranschlagsentwurf
vorgelegt werden darf, ist eine Vorlagefrist von vier Wochen vor Beginn des Haushaltsjahres auch
ausreichend. Die Abs. 3 und 5 bis 7 entsprechen den bisherigen Abs. 2 bis 5. Im Ubrigen bleibt
die Bestimmung - von geringfligigen sprachlichen und systematischen Anpassungen abgesehen -
unverandert.

In Z 3 wird die notwendige Zitatanpassung vorgenommen.

Da es sich beim Gemeindevoranschlag um eine Verordnung im Sinn des B-VG handelt, wird mit
der Z 4 auf die Verpflichtungen des § 101 O4. Gemeindeordnung 1990 und die daran geknipften
Folgen fur die Verwaltungsfihrung nach Aufhebung des Gemeindevoranschlags hingewiesen.

Da auch wahrend des Haushaltsjahres ein Abgang entstehen kann, sehen Z5 und 6 im
Zusammenhang mit dem neuen System der Gemeindefinanzierung entsprechende Regelungen
betreffend die verpflichtende Erstellung eines Nachtragsvoranschlags vor und stellen klar, dass
auch diesbeziglich die Neuregelung des 8§ 76 Abs. 2 Anwendung findet. Ein
Nachtragsvoranschlag wird also schon dann notwendig sein, wenn der ordentliche oder
aulRerordentliche Haushalt nicht (mehr) ausgeglichen ist.

Zu Art. 1 Z 7 (8 95 0O0. GemO 1990):

Mit Abs. 1 dieser Bestimmung wird von der Méglichkeit nach Art. 118 Abs. 4 B-VG Gebrauch
gemacht und der im eigenen Wirkungsbereich der Gemeinde bestehende administrative
Instanzenzug ausgeschlossen. Da sich Art. 115 Abs. 2 B-VG zufolge die Zustandigkeit hierzu nach
der Sachmaterie richtet (siehe dazu auch die Ausfihrungen im Allgemeinen Teil der
Erlauterungen), kann der Ausschluss des administrativen Instanzenzugs im eigenen
Wirkungsbereich der Gemeinde landesgesetzlich nur fiur die in die Zustindigkeit des
Landesgesetzgebers fallenden Angelegenheiten vorgesehen werden. Wie bereits im Allgemeinen
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Teil der Erlauterungen ausgefuhrt, wird durch diese generelle  Anordnung im
Gemeindeorganisationsgesetz eine spezielle Anordnung in den einzelnen Materiengesetzen
entbehrlich.

Abs. 2 tragt dem Umstand Rechnung, dass der gemeindeinterne Instanzenzug im Bereich der
Bundesgesetzgebung nicht generell ausgeschlossen wurde. Aus diesem Grund soll der
Gemeinderat fur jene Félle, in denen gegen Bescheide von Organen der Gemeinde im eigenen
Wirkungsbereich gesetzlich die Mdglichkeit der Berufung vorgesehen ist, weiterhin als
Berufungsbehdrde bestimmt werden.

Abs. 3 entspricht dem bisherigen letzten Satz des § 95.

Zu Art. Il (Anderung des Statuts fiir die Landeshauptstadt Linz 1992), Art. Il (Anderung des
Statuts fur die Stadt Steyr 1992), Art. IV (Anderung des Statuts fiir die Stadt Wels 1992) und
Art. V (Anderung des 0O6. Gemeindeverbandegesetzes):

Da der gemeindeinterne Instanzenzug in den in die Gesetzgebungskompetenz des Landes
fallenden Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereichs der Gemeinde auch fur Stadte mit
eigenem Statut sowie fur Gemeindeverbande ausgeschlossen werden soll, sind auch in den
oberdsterreichischen Stadtstatuten sowie im O0. Gemeindeverbadndegesetz dem neuen 8§ 95
Gemeindeordnung 1990 entsprechende Bestimmungen vorzusehen und die erforderlichen
Anpassungen vorzunehmen. Im Ubrigen ist auf die Anmerkungen zu Art. | Z 7 zu verweisen.

Mit dem gesetzlich ausdriicklich angeordneten Ausschluss des gemeindeinternen Instanzenzugs
in den oberd6sterreichischen Stadtstatuten besteht auch kein Zweifel mehr daran, dass etwa gegen
Bescheide der Birgermeisterin bzw. des Blrgermeisters gemall 8 69 Abs. 4 der
oberdsterreichischen Stadtstatute unmittelbar Beschwerde an das Verwaltungsgericht erhoben
werden kann (zur geltenden Rechtslage vgl. VwGH 13.10.2015, Ro 2015/01/0012).
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Zu Art. VI (Anderung des O06. Abgabengesetzes), Art. VIl (Anderung des
0O6. Abwasserentsorgungsgesetzes 2001), Art. VIII (Anderung des Q6. Archivgesetzes),
Art. XI (Anderung des O0. Bediensteten-Zuweisungsgesetzes 2015), Art. Xll (Anderung des
06. Biirgermeisterbeziigegesetzes 1992), Art. XIV (Anderung des Landesgesetzes iiber den
Einheitlichen Ansprechpartner), Art. XVI (Anderung des 06. Gemeindebediensteten-
Zuweisungsgesetzes), Art. XVIII (Anderung des OO. Gemeinde-Personalvertretungs-
gesetzes), Art. XIX (Anderung des O06. Gemeinde-Unfallfirsorgegesetzes), Art. XX
(Anderung der 06. Kommunalwahlordnung), Art. XXI (Anderung des
06. Leichenbestattungsgesetzes 1985), Art. XXIl (Anderung des O6. Rettungsgesetzes
1988) und Art. XXIV (Anderung des O6. Statutargemeinden-Bedienstetengesetzes 2002):

Hinsichtlich der in diesen Bestimmungen vorgenommenen Anderungen, bei denen es sich primar
um die erforderlichen Anpassungen an den Entfall der gemeindeinternen Berufungsinstanz
handelt, ist auf die Ausfiihrungen im Allgemeinen Teil der Erlauterungen sowie auf Art. | Z 7
(Anderung des § 95 06. Gemeindeordnung 1990), der die bundesverfassungsgesetzlich
vorgesehene Moglichkeit des Ausschlusses des zweigliedrigen Instanzenzugs im Sinn des
Art. 118 Abs. 4 B-VG landesgesetzlich umsetzt, hinzuweisen. Gesonderte Bestimmungen in den
jeweiligen Materiengesetzen, mit denen der Ausschluss des Instanzenzugs normiert wird, sind
daher nicht mehr erforderlich.

Im Art. Xl Z 3 wird die erforderliche Anpassung an den neuen 8 76 O4. Gemeindeordnung 1990
(vgl. Art. 1 Z 2) vorgenommen.

Zu Art. IX (Anderung des 06. Auskunftspflicht-, Datenschutz- und Informations-
weiterverwendungsgesetzes), Art. Xlll (Anderung des 006. Geodateninfrastrukturgesetzes)
und Art. XXV (Anderung des O6. Umweltschutzgesetzes 1996):

In diesen Bestimmungen war bereits vor Erlassung des O6. Verwaltungsgerichtsbarkeits-
Anpassungsgesetzes der gemeindeinterne Instanzenzug ausgeschlossen (und konnte unmittelbar
Vorstellung an die Aufsichtsbehdrde erhoben werden) und ist auch nach geltender Rechtslage die
unmittelbare Beschwerdeerhebung an das Verwaltungsgericht vorgesehen. Mit der in den
Gemeindeorganisationsgesetzen enthaltenen generellen Anordnung des Ausschlusses des
administrativen Instanzenzugs in den in die Gesetzgebungskompetenz des Landes fallenden
Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereichs der Gemeinde werden diese Bestimmungen
Uberflissig und kdnnen daher ersatzlos entfallen.

Zu Art. X (Anderung der O6. Bauordnung 1994):

Neben den erforderlichen Anpassungen an den Entfall der gemeindeinternen Berufungsinstanz in
den Z 1 bis 5 (siehe dazu ausfihrlich die Erlauterungen im Allgemeinen Teil sowie im Besonderen
Teil insbesondere zu Art. 1 Z 7) ist in Z 6 vorgesehen, dass nicht nur - wie schon bisher -
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Beschwerden gegen Bescheide, durch die eine Berechtigung eingeraumt wird, keine
aufschiebende Wirkung zukommt, sondern nunmehr grundséatzlich auch Beschwerden gegen
Bescheide gemalR § 41 Abs. 3, zumal bereits nach geltender Rechtslage der Berufung gegen
solche Bescheide keine aufschiebende Wirkung zukommt. Unverandert bestehen bleibt die zur
Wahrung des Rechtsstaatsprinzips gebotene Mdoglichkeit der Verwaltungsbehérde bzw. (ab
Zustandigkeitsibergang) des Verwaltungsgerichts, der Beschwerde bei Vorliegen der
Voraussetzungen die aufschiebende Wirkung zuzuerkennen (vgl. VfGH 12.3.2015, E 58/2015).

Der praktische Hauptanwendungsbereich des § 41 Abs. 3 ist das Bauen ohne entsprechenden
behdrdlichen Konsens. Kénnte man mit einer Beschwerde einem Baueinstellungsbescheid relativ
leicht die Vollstreckbarkeit nehmen, ware eine solche konsenslose Baufiihrung nur
verwaltungsstrafrechtlich unmittelbar sanktionierbar. Da die Dauer fir die (technische)
Fertigstellung eines Bauwerks immer kirzer wird, wird in einer Vielzahl von Fallen das von der
Baubehdrde als rechtswidrig beurteilte Verhalten des konsenslosen oder konsenswidrigen Bauens
zum Zeitpunkt der Beschwerdeentscheidung bereits abgeschlossen oder sehr weit gediehen sein,
was gerade im Hinblick auf die rechtlichen Fragen im Zusammenhang mit bereits zur Ausfiihrung
gelangten "Schwarzbauten" und deren (nachtraglicher) Bewilligungsfahigkeit sowie auf den damit
verbundenen weiteren Aufwand fur weitere baupolizeiliche Verfahren problematisch ist. Fir die
Sicherung der RechtmaRigkeit des Baugeschehens ist daher eine sofortige Vollstreckbarkeit (und
verwaltungsrechtliche Strafbarkeit im Fall der Nichtbefolgung) zur Regelung des baupolizeilichen
Verfahrens bei rechtswidrigen Bauausfihrungen unerlasslich und damit erforderlich iSd. Art. 136
Abs. 2 B-VG.

Die verfassungsrechtliche Zulassigkeit des Ausschlusses der aufschiebenden Wirkung von
Berufungen gegen Bescheide betreffend die Verfligung einer Baueinstellung wurde vom
Verfassungsgerichtshof in seinem Erkenntnis vom 16. Dezember 2004, G 18/04 ua., zur
vergleichbaren Regelung des § 33 Tiroler Bauordnung 2001 (unter Hinweis auf sein Vorerkenntnis
vom 16. Oktober 2004, G 214/03 ua., zu 8§ 41 Abs. 5 Steiermarkisches Baugesetz) bereits
bestétigt. Da das Kriterium der "Erforderlichkeit” im Art. 136 Abs. 2 B-VG jenem des Art. 11 Abs. 2
B-VG entspricht (vgl. VISIg. 19.921/2014, 19.922/2014, 19.969/2015 und 20.008/2015), lasst sich
diese Rechtsprechung auch auf den Ausschluss der aufschiebenden Wirkung von Beschwerden
Ubertragen.

In Bezug auf den - schon nach geltender Rechtslage vorgesehenen - Ausschluss der
aufschiebenden Wirkung von Bescheiden, durch die eine Berechtigung eingerdumt wird, ist auf die
Entscheidung des Verfassungsgerichtshofs vom 12. Marz 2015, E 58/2015, zu verweisen, in der er
die - diesbeziglich unverandert bleibende - Regelung des § 56 Abs. 1 O6. Bauordnung 1994 in der
Fassung des Landesgesetzes LGBI. Nr. 90/2013 als verfassungskonform erachtet hat. Daran
vermag auch der Umstand nichts zu &ndern, dass nunmehr auf Grund des Ausschlusses des
gemeindeinternen Instanzenzugs nur mehr eine Verwaltungsinstanz vor Erhebung der
Beschwerde entscheidet. In diesem Sinn verwies auch der Verfassungsgerichtshof bei der
Begriindung der Verfassungskonformitéat des § 56 Abs. 1 O6. Bauordnung 1994 auf eine friihere
Entscheidung, in der er keine Bedenken gegen eine - insoweit vergleichbare - Regelung der
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Gewerbeordnung 1994 hegte, die es der Genehmigungswerberin bzw. dem Genehmigungswerber
im Regelfall gestattet, ihre bzw. seine Genehmigung bereits wéhrend des Laufs eines gegen diese
Genehmigung  gerichteten  Rechtsmittelverfahrens in  Anspruch zu nehmen  (vgl.
VfSlg. 16.460/2002).

Zu Art. XV (Anderung des 06. Gemeindebedienstetengesetzes 2001) und Art. XVII
(Anderung des 06. Gemeinde-Dienstrechts- und Gehaltsgesetzes 2002):

Bei den in diesen Bestimmungen vorgenommenen Anderungen handelt es sich im Wesentlichen
um die erforderlichen Anpassungen an den Entfall der gemeindeinternen Berufungsinstanz (siehe
dazu ausfuhrlich die Erlauterungen im Allgemeinen Teil sowie im Besonderen Teil insbesondere zu
Art. 12 7).

Zu Art. XV Z 5, 6 und 7 sowie Art. XVIl Z 2, 4 und 5 ist zudem Folgendes festzuhalten: Da mit
den Formulierungen im § 140 Abs. 3 O6. Gemeindebedienstetengesetz 2001 bzw. § 50 Abs. 3
006. Gemeinde-Dienstrechts- und Gehaltsgesetz 2002 ("kein abgesondertes Rechtsmittel
zulassig"), 8 153 Abs. 2 O6. Gemeindebedienstetengesetz 2001 bzw. § 63 Abs. 2 Od. Gemeinde-
Dienstrechts- und Gehaltsgesetz 2002 ("kein Rechtsmittel zulassig") und 8§ 154 Abs. 4
006. Gemeindebedienstetengesetz 2001 bzw. 8§ 64 Abs. 4 O6. Gemeinde-Dienstrechts- und
Gehaltsgesetz 2002 ("ohne  Zulassung eines gesonderten  Rechtsmittels”) kein
Rechtsmittelausschluss normiert wird, sondern vielmehr zum Ausdruck gebracht werden soll, dass
es sich bei diesen Behdrdenentscheidungen um keine anfechtbaren Bescheide, sondern um
Verfahrensanordnungen handelt, gegen die gemaR 8§ 63 Abs. 2 AVG eine abgesonderte Berufung
nicht zulassig ist, ist dies klarzustellen. Mit den im Art. XV Z 5 und 7 sowie Art. XVIl Z 2 und 5
vorgenommenen Anderungen wird zudem eine Vereinheitichung mit den parallelen
Bestimmungen des O6. Landesbeamtengesetzes 1993 (vgl. 8 132a Abs. 2 und § 134 Abs. 5)
bewirkt.

Im Art. XV Z 1 und Art. XVII Z 1 werden jeweils die erforderlichen Anpassungen an den neuen
§ 76 O6. Gemeindeordnung 1990 (vgl. Art. | Z 2) vorgenommen.

Zu Art. XXIIl (Anderung des 6. Sozialhilfegesetzes 1998):

Es wird die erforderliche Anpassung an den neuen § 76 O6. Gemeindeordnung 1990 (vgl. Art. |
Z 2) vorgenommen.
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Zu Art. XXVI (Inkrafttretens- und Ubergangsbestimmungen):
Zu Abs. 1:

Die Anderungen im Zusammenhang mit der "Gemeindefinanzierung NEU" sollen bereits fiir das
Finanzjahr 2018 Anwendung finden und daher ehestmdglich in Kraft treten. Im Hinblick auf den
Entfall des gemeindeinternen Instanzenzugs soll den Gemeinden und Stadten sowie dem
Landesverwaltungsgericht Oberdsterreich eine hinreichende Ubergangsfrist eingeraumt werden,
um die notwendigen Vorbereitungsmalinahmen zu treffen.

Zu Abs. 2:

Diese Bestimmung sieht vor, dass fur Verfahren in den in die Gesetzgebungskompetenz des
Landes fallenden Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereichs der Gemeinde, in denen
Bescheide erstinstanzlicher Gemeindeorgane bis zum Ablauf des 30. Juni 2018 erlassen worden
sind, tUber diesen Zeitpunkt hinaus die mit diesem Landesgesetz gednderten Bestimmungen in der
bisher geltenden Fassung malRgeblich sind. Das bedeutet insbesondere, dass gegen solche
Bescheide weiterhin Berufung und gegen die Berufungsentscheidung weiterhin Beschwerde an
das Verwaltungsgericht erhoben werden kann. Die Zustandigkeit der letztinstanzlichen
Gemeindebehdrden bleibt dabei etwa auch in jenen Fallen weiter bestehen, in denen der
Verfassungs- oder Verwaltungsgerichtshof auf Grund eines Rechtsmittels entschieden hat oder die
Wiederaufnahme von oder die Wiedereinsetzung in den vorigen Stand in Verfahren beantragt wird.
Um fur den Fall unterschiedlicher Zustellzeitpunkte im Mehrparteienverfahren Unklarheiten
auszuschlief3en, sollen Bescheide nach dieser Bestimmung bereits dann als erlassen gelten, wenn
sie nur einer oder auch mehreren, aber nicht allen Parteien gegeniber bis zum Ablauf des 30. Juni
2018 erlassen wurden.

Der Ausschuss fiir Kommunales und Land- und Forstwirtschaft beantragt, der O6. Landtag
moge das Landesgesetz, mit dem die O0. Gemeindeordnung 1990, das Statut fur die
Landeshauptstadt Linz 1992, das Statut fur die Stadt Steyr 1992, das Statut fur die Stadt
Wels 1992, das 00. Gemeindeverbandegesetz, das 0Od. Abgabengesetz, das
0O6. Abwasserentsorgungsgesetz 2001, das O06. Archivgesetz, das O08. Auskunftspflicht-,
Datenschutz- und Informationsweiterverwendungsgesetz, die O6. Bauordnung 1994, das
00. Bediensteten-Zuweisungsgesetz 2015, das O06. Burgermeisterbeziigegesetz 1992, das
06. Geodateninfrastrukturgesetz, das Landesgesetz Uber den Einheitlichen Ansprech-
partner, das 0O06. Gemeindebedienstetengesetz 2001, das 0O6. Gemeindebediensteten-
Zuweisungsgesetz, das 0O6. Gemeinde-Dienstrechts- und Gehaltsgesetz 2002, das
06. Gemeinde-Personalvertretungsgesetz, das 0O0. Gemeinde-Unfallfirsorgegesetz, die
06. Kommunalwahlordnung, das 06. Leichenbestattungsgesetz 1985, das
00. Rettungsgesetz 1988, das 0O06. Sozialhilfegesetz 1998, das Od4. Statutargemeinden-
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Bedienstetengesetz 2002 und das O0. Umweltschutzgesetz 1996 geadndert werden
(O6. Gemeinderechtsanpassungsgesetz 2018), beschliel3en.

Linz, am 23. November 2017
Hingsamer

Obmann
Berichterstatter
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Landesgesetz,
mit dem die O6. Gemeindeordnung 1990, das Statut fir die Landeshauptstadt Linz 1992,
das Statut fur die Stadt Steyr 1992, das Statut fur die Stadt Wels 1992,
das O0. Gemeindeverbandegesetz, das O6. Abgabengesetz,
das O6. Abwasserentsorgungsgesetz 2001, das O6. Archivgesetz,
das O0. Auskunftspflicht-, Datenschutz- und Informationsweiterverwendungsgesetz,
die O6. Bauordnung 1994, das Od. Bediensteten-Zuweisungsgesetz 2015,
das O0. Birgermeisterbeziigegesetz 1992, das O6. Geodateninfrastrukturgesetz,
das Landesgesetz Uiber den Einheitlichen Ansprechpartner,
das O6. Gemeindebedienstetengesetz 2001, das O6. Gemeindebediensteten-
Zuweisungsgesetz, das O6. Gemeinde-Dienstrechts- und Gehaltsgesetz 2002,
das O0. Gemeinde-Personalvertretungsgesetz, das O6. Gemeinde-Unfallflirsorgegesetz,
die O6. Kommunalwahlordnung, das O4. Leichenbestattungsgesetz 1985,
das O0. Rettungsgesetz 1988, das O0. Sozialhilfegesetz 1998, das O06. Statutargemeinden-
Bedienstetengesetz 2002 und das Od. Umweltschutzgesetz 1996 geandert werden
(O6. Gemeinderechtsanpassungsgesetz 2018)

Der O6. Landtag hat beschlossen:

Artikel |
Anderung der O6. Gemeindeordnung 1990
Die O06. Gemeindeordnung 1990 (O4. GemO 1990), LGBI. Nr. 91/1990, in der Fassung des
Landesgesetzes LGBI. Nr. 41/2015, wird wie folgt geandert:

1. Im § 75 Abs. 5 entféllt der letzte Satz.

2. 8 76 lautet:
.8 76
Erstellung und Beschlussfassung

(1) Die Biurgermeisterin bzw. der Burgermeister hat alljahrlich vor Ablauf des Haushaltsjahres
den Entwurf des Gemeindevoranschlags zu erstellen.

(2) Wenn im Entwurf des ordentlichen Gemeindevoranschlags gemal Abs. 1 die Gesamtheit
der veranschlagten Ausgaben die Gesamtheit der Einnahmen (berschreitet, hat die
Burgermeisterin bzw. der Burgermeister den Entwurf vor der Auflage zur o6ffentlichen Einsicht
gemalR Abs.3 und der Vorlage an den Gemeinderat gemald Abs. 4 der Landesregierung
vorzulegen. Die Landesregierung kann der Blrgermeisterin bzw. dem Birgermeister Malinahmen
zur Erreichung des Ausgleichs im ordentlichen Haushalt vorschlagen. Die Birgermeisterin bzw.
der Birgermeister hat darauf aufbauend einen neuen Entwurf zu erstellen, der den Grundsétzen
des § 75 Abs. 5 entspricht.

(3) Vor der Vorlage an den Gemeinderat gemal Abs.4 ist der Entwurf des
Gemeindevoranschlags zwei Wochen im Gemeindeamt wahrend der Amtsstunden zur 6ffentlichen
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Einsicht aufzulegen. Die Auflage ist von der Birgermeisterin bzw. vom Burgermeister fristgerecht
mit dem Hinweis kundzumachen, dass es jedermann, der ein berechtigtes Interesse glaubhaft
machen kann, freisteht, innerhalb der Auflagefrist gegen den Entwurf schriftliche Erinnerungen
beim Gemeindeamt einzubringen. Solche Erinnerungen sind von der Birgermeisterin bzw. vom
Biirgermeister mit einer AuRerung dem Gemeinderat vorzulegen und von diesem bei der Beratung
des Gemeindevoranschlags in Erwéagung zu ziehen. Spatestens mit der offentlichen Auflage des
Voranschlagsentwurfs ist eine Ausfertigung desselben jeder Fraktion und dartber hinaus - auf
Antrag - jedem Mitglied des Gemeinderats zu Ubermitteln. Auf Antrag ist der Voranschlagsentwurf
jeder Fraktionsobfrau bzw. jedem Fraktionsobmann oder der bzw. dem von ihr bzw. ihm
ermachtigten Vertreterin bzw. Vertreter ihrer bzw. seiner Fraktion nach Mal3gabe der zur
Verfiigung stehenden technischen Mittel im Weg automationsuntersttitzter Datentbertragung zur
Verfligung zu stellen.

(4) Die Burgermeisterin bzw. der Burgermeister hat den Entwurf des Gemeindevoranschlags
so zeitgerecht zu erstellen, dass der Gemeinderat hieriiber noch vor Beginn des Haushaltsjahres
Beschluss fassen kann. Wenn irgend maoglich ist daher der Entwurf dem Gemeinderat vier Wochen
vor Beginn des Haushaltsjahres vorzulegen.

(5) Die Beratung und Beschlussfassung Uber den Gemeindevoranschlag obliegt dem
Gemeinderat in offentlicher Sitzung.

(6) Gleichzeitig hat der Gemeinderat die fur die Ausschreibung und Einhebung der
Gemeindeabgaben erforderlichen Beschlisse zu fassen und die Ho6he der allenfalls
aufzunehmenden Kassenkredite und Darlehen festzusetzen.

(7) Der vom Gemeinderat beschlossene Gemeindevoranschlag und die nach Abs. 6 gefassten
Beschliusse sind zwei Wochen im Gemeindeamt wahrend der Amtsstunden zur o6ffentlichen
Einsicht aufzulegen. Die Auflegung ist von der Birgermeisterin bzw. vom Blrgermeister
fristgerecht kundzumachen.”

3.Im 8§ 77 wird das Zitat ,§ 76 Abs. 4 durch das Zitat ,§ 76 Abs. 6" ersetzt.

4. Im 8 78 wird im Einleitungssatz nach dem Wort ,beschlossen” die Wortfolge ,oder wurde der
Gemeindevoranschlag gemalR § 101 Abs. 2 aufgehoben® eingefigt.

5.1m 8§ 79 Abs. 2 werden der vorletzte und letzte Satz durch folgenden Satz ersetzt:

-Ein Nachtragsvoranschlag ist jedenfalls dann erforderlich, sofern Kreditiberschreitungen oder
Kreditiibertragungen insgesamt 10 % der Einnahmen des ordentlichen Gemeindevoranschlags
Ubersteigen oder wenn durch eine Kreditiiberschreitung der ordentliche oder der auf3erordentliche
Haushalt nicht mehr ausgeglichen ist.”
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6. 8 79 Abs. 3 lautet:

»(3) Auf Nachtragsvoranschlage sind die fir den Gemeindevoranschlag geltenden
Bestimmungen sinngemald anzuwenden; insbesondere ist § 76 Abs. 2 sinngemald anzuwenden,
wenn der ordentliche Gemeindevoranschlag nicht mehr ausgeglichen ist.”

7. 8 95 lautet:
.8 95
Instanzenzug

(1) Gegen Bescheide der Gemeindeorgane in den in die Gesetzgebungskompetenz des
Landes fallenden Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereichs der Gemeinde ist die Berufung
ausgeschlossen.

(2) Sofern gesetzlich die Moglichkeit der Berufung nicht ausgeschlossen ist, ist der
Gemeinderat in den Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereichs der Gemeinde
Berufungsbehdrde.

(3) Der Gemeinderat Ubt die in den verfahrensrechtlichen Bestimmungen vorgesehenen
oberbehdrdlichen Befugnisse aus.”

Artikel 1l
Anderung des Statuts fiir die Landeshauptstadt Linz 1992
Das Statut fir die Landeshauptstadt Linz 1992 (StL. 1992), LGBI. Nr. 7/1992, in der Fassung
des Landesgesetzes LGBI. Nr. 41/2015, wird wie folgt geandert:

1. Im § 14 Abs. 4 entfallt der dritte Satz.

2. Im 8§ 51 Abs. 2 entfallt die Wortfolge ,in erster Instanz".

3. § 64 lautet:
.8 64
Instanzenzug

(1) Gegen Bescheide eines Organs der Stadt in den in die Gesetzgebungskompetenz des
Landes fallenden Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereichs der Gemeinde ist die Berufung
ausgeschlossen.

(2) Sofern gesetzlich die Moaglichkeit der Berufung nicht ausgeschlossen ist, entscheidet der
Stadtsenat in den Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereichs der Gemeinde uber
Berufungen gegen Bescheide des Magistrats.

(3) Der Stadtsenat ubt gegeniber dem Magistrat die in den verfahrensrechtlichen
Bestimmungen vorgesehenen oberbehérdlichen Befugnisse aus.*”
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Artikel 111
Anderung des Statuts fur die Stadt Steyr 1992
Das Statut fur die Stadt Steyr 1992 (StS. 1992), LGBI. Nr. 9/1992, in der Fassung des
Landesgesetzes LGBI. Nr. 41/2015, wird wie folgt geandert:

1. Im § 14 Abs. 4 entfallt der dritte Satz.

2. Im 8§ 51 Abs. 2 entfallt die Wortfolge ,in erster Instanz".

3. § 64 lautet:
.8 64
Instanzenzug

(1) Gegen Bescheide eines Organs der Stadt in den in die Gesetzgebungskompetenz des
Landes fallenden Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereichs der Gemeinde ist die Berufung
ausgeschlossen.

(2) Sofern gesetzlich die Moaglichkeit der Berufung nicht ausgeschlossen ist, entscheidet der
Stadtsenat in den Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereichs der Gemeinde uber
Berufungen gegen Bescheide des Magistrats.

(3) Der Stadtsenat ubt gegeniber dem Magistrat die in den verfahrensrechtlichen
Bestimmungen vorgesehenen oberbehérdlichen Befugnisse aus.*

Artikel IV
Anderung des Statuts fiir die Stadt Wels 1992
Das Statut fur die Stadt Wels 1992 (StW. 1992), LGBI. Nr. 8/1992, in der Fassung des
Landesgesetzes LGBI. Nr. 41/2015, wird wie folgt geandert:

1. Im § 14 Abs. 4 entfallt der dritte Satz.

2. Im § 32 Abs. 7 entfallt die Z 4 und es wird der Punkt am Ende der Z 3 durch einen Strichpunkt
ersetzt.

3. Im 8§ 51 Abs. 2 entfallt die Wortfolge ,in erster Instanz*.
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4. § 64 lautet:
.8 64
Instanzenzug

(1) Gegen Bescheide eines Organs der Stadt in den in die Gesetzgebungskompetenz des
Landes fallenden Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereichs der Gemeinde ist die Berufung
ausgeschlossen.

(2) Sofern gesetzlich die Moaglichkeit der Berufung nicht ausgeschlossen ist, entscheidet der
Stadtsenat in den Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereichs der Gemeinde (ber
Berufungen gegen Bescheide des Magistrats.

(3) Der Stadtsenat ubt gegeniber dem Magistrat die in den verfahrensrechtlichen
Bestimmungen vorgesehenen oberbehdérdlichen Befugnisse aus.*

Artikel V
Anderung des O6. Gemeindeverbandegesetzes
Das 0O06. Gemeindeverbandegesetz, LGBI. Nr. 51/1988, in der Fassung des Landesgesetzes
LGBI. Nr. 8/2016, wird wie folgt ge&ndert:

§ 19 lautet:
.8 19
Instanzenzug

(1) Gegen Bescheide der Verbandsorgane bei der Besorgung von in die
Gesetzgebungskompetenz des Landes fallenden Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereichs
der Gemeinde ist die Berufung ausgeschlossen.

(2) Sofern gesetzlich die Mdoglichkeit der Berufung nicht ausgeschlossen ist, ist die
Verbandsversammlung bei der Besorgung von Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereichs
der Gemeinde Berufungsbehorde.”

Artikel VI
Anderung des O6. Abgabengesetzes
Das 0O06. Abgabengesetz (0O6. AbgG), LGBI. Nr.102/2009, in der Fassung des
Landesgesetzes LGBI. Nr. 90/2013, wird wie folgt geandert:

1.82 Abs. 1 Z 2 und 3 lauten:
»2. der von den Gemeinden im eigenen Wirkungsbereich zu verwaltenden Abgaben
a) in Stadten mit eigenem Statut das nach dem jeweiligen Statut zustéandige Organ,
b) in anderen Gemeinden das nach der O8. Gemeindeordnung 1990 zustandige Organ,
3.der von einem Gemeindeverband im eigenen Wirkungsbereich der Gemeinde zu
verwaltenden Abgaben das nach den gesetzlichen Vorschriften tber die Bildung des
Gemeindeverbands zur Vertretung des Verbands nach auf3en zustandige Organ,”
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2.1m § 8 Abs. 1 Z 2 entfallt die Wortfolge ,im Berufungsverfahren in Angelegenheiten des eigenen
Wirkungsbereichs der Gemeinden oder”.

Artikel VII
Anderung des O6. Abwasserentsorgungsgesetzes 2001
Das O06. Abwasserentsorgungsgesetz 2001 (O6. AEG 2001), LGBI. Nr. 27/2001, in der
Fassung des Landesgesetzes LGBI. Nr. 94/2015, wird wie folgt geandert:

Im § 22 Abs. 2 entfallt die Wortfolge ,erster Instanz*.

Artikel VIl
Anderung des O6. Archivgesetzes
Das 0Od. Archivgesetz, LGBI. Nr.83/2003, in der Fassung des Landesgesetzes LGBI.
Nr. 90/2013, wird wie folgt ge&ndert:

8§ 16 Abs. 2 letzter Satz lautet:
.Das Verfahren richtet sich nach der O6. Gemeindeordnung 1990 oder dem jeweiligen Stadtstatut.”

Artikel IX
Anderung des O6. Auskunftspflicht-, Datenschutz- und
Informationsweiterverwendungsgesetzes
Das O06. Auskunftspflicht-, Datenschutz- und Informationsweiterverwendungsgesetz, LGBI.
Nr. 46/1988, in der Fassung des Landesgesetzes LGBI. Nr. 68/2015, wird wie folgt geandert:

1. 8 6 Abs. 3 entfallt.

2. 819 Abs. 5 entfallt und der bisherige Abs. 6 erhalt die Absatzbezeichnung ,(5)".

Artikel X
Anderung der O6. Bauordnung 1994
Die O06. Bauordnung 1994 (O6. BauO 1994), LGBI. Nr.66/1994, in der Fassung des
Landesgesetzes LGBI. Nr. 90/2013, wird wie folgt geandert:

1.Im 8§ 33 Abs. 2 Z 1 und 2 sowie im 8 55 Abs. 1 entféllt jeweils die Wortfolge ,erster Instanz*.
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2. 8 33 Abs. 3 lautet:

»(3) Im Rahmen des Parteiengehdrs (Abs.2 Z 1) koénnen Ubergangene Parteien alles
vorbringen, was sie ansonsten bis zur oder bei der Bauverhandlung gegen das Bauvorhaben
einzuwenden berechtigt gewesen wéren. Ubergangene Parteien haben jedoch keinen
Rechtsanspruch auf Wiederholung der miindlichen Bauverhandlung.”

3. § 41 Abs. 3 letzter Satz entfallt.

4. 8 55 Abs. 4 lautet:

.(4) Uber Beschwerden gemaRR Art.130 Abs.1 Z1 B-VG entscheidet das
Landesverwaltungsgericht, in den Angelegenheiten des § 54 Abs. 1 Z 1 lit. b jedoch nur soweit, als
nicht die Hohe der festgesetzten Entschadigung angefochten wird."

5. § 55 Abs. 4a entfallt.

6. 8 56 Abs. 1 lautet:

»(1) Beschwerden gemaf Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG gegen Bescheide gemal3 § 41 Abs. 3 und
gegen Bescheide in Angelegenheiten dieses Landesgesetzes, durch die eine Berechtigung
eingerdumt wird, haben keine aufschiebende Wirkung.*

Artikel XI
Anderung des O6. Bediensteten-Zuweisungsgesetzes 2015
Das O6. Bediensteten-Zuweisungsgesetz 2015 (04. B-ZG 2015), LGBI. Nr. 54/2015, in der
Fassung des Landesgesetzes LGBI. Nr. 97/2015, wird wie folgt geandert:

§ 5 Abs. 3 lautet:

.(3) Das fur Personalangelegenheiten zustindige Mitglied der Geschéftsfihrung des
Beschaftigers ist Dienstbehérde fir alle dem Beschéftiger zugewiesenen Beamtinnen und
Beamten der Stadt Linz. Die Zustdndigkeit der Dienstbehdrde umfasst alle
Personalangelegenheiten, die den zustandigen Organen der Stadt Linz als Dienstbehorde
obliegen, mit Ausnahme der

1. Aufnahme in ein 6ffentlich-rechtliches Dienstverhéaltnis,

2. Erlassung von Verordnungen auf Grund der Dienstrechtsgesetze,

3. Versetzungen und Zuweisungen, die Uber 8§ 3 Abs. 5 hinausgehen,

4. Ruhestandsversetzungen und pensionsrechtlichen Verfligungen,

5. Durchfiihrung von Disziplinarverfahren.”
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Artikel XII
Anderung des O6. Biirgermeisterbeziigegesetzes 1992
Das O0. Birgermeisterbeziigegesetz 1992, LGBI. Nr.89/1992, in der Fassung des
Landesgesetzes LGBI. Nr. 121/2014, wird wie folgt geandert:

1.8 25 Abs. 2 Z 2 und Abs. 3 entfallen.

2.1m 8 25 Abs. 4 Z 4 entféllt die Wortfolge ,in erster Instanz”.

3. Im 8§ 27 Abs. 1 wird das Zitat ,8 76 Abs. 2, 3 und 5" durch das Zitat ,§8 76 Abs. 2, 3, 5 und 7
ersetzt.

Artikel X1l
Anderung des O6. Geodateninfrastrukturgesetzes
Das O06. Geodateninfrastrukturgesetz (O6. GeoDIG), LGBI. Nr. 79/2010, in der Fassung des
Landesgesetzes LGBI. Nr. 90/2013, wird wie folgt geandert:

§ 16 entfallt.
Artikel XIV
Anderung des Landesgesetzes liber den Einheitlichen Ansprechpartner
Das Landesgesetz Uiber den Einheitlichen Ansprechpartner (O6. EAP-G), LGBI. Nr. 83/2011, in
der Fassung des Landesgesetzes LGBI. Nr. 49/2017, wird wie folgt geéndert:
Im § 3 Abs. 1 zweiter Satz entfallt die Wortfolge ,erster Instanz*.
Artikel XV
Anderung des O6. Gemeindebedienstetengesetzes 2001
Das 0O6. Gemeindebedienstetengesetz 2001 (O6. GBG 2001), LGBI. Nr. 48/2001, in der

Fassung des Landesgesetzes LGBI. Nr. 49/2017, wird wie folgt geandert:

1. Im 8§ 6 Abs. 9 wird das Zitat ,§8 76 Abs. 5 durch das Zitat ,8 76 Abs. 7" ersetzt.

2.1m 8§ 88 Abs. 5 und § 141 Abs. 1 entfallt jeweils der zweite Satz.

3. 8§ 98 Abs. 5 entfallt.
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4. Im § 136 Abs. 2 erster Satz entfallt das Wort ,erstinstanzlichen®.

5. § 140 Abs. 3 lautet:

»(3) Im Fall des Abs. 2 kann die Disziplinarkommission mit Verfahrensanordnung entscheiden,
das Verfahren weiterzufihren, wenn dies im Interesse des Dienstbetriebs geboten ist oder ein
berechtigtes Interesse der Beamtin bzw. des Beamten vorliegt.”

6. 8 153 Abs. 2 letzter Satz lautet:
.Der Verweisungsbeschluss ist eine Verfahrensanordnung.”

7.8 154 Abs. 4 letzter Satz lautet:

,Den Parteien und ihren Vertreterinnen bzw. Vertretern steht auf3erdem das Recht zu, weitere
Beweisantrage zu stellen, Uber die von der Disziplinarkommission mit Verfahrensanordnung sofort
Zu entscheiden ist.”

8. Im § 160 Abs. 3 entfallt der dritte Satz.

Artikel XVI
Anderung des O6. Gemeindebediensteten-Zuweisungsgesetzes
Das 0O0. Gemeindebediensteten-Zuweisungsgesetz (O6. GZG), LGBI. Nr. 119/2005, in der
Fassung des Landesgesetzes LGBI. Nr. 121/2014, wird wie folgt geandert:

§ 5 Abs. 2 lautet:

.(2) Das fur Personalangelegenheiten zustandige Mitglied des Vorstands oder der
Geschéftsfihrung des Beschéftigers ist Dienstbehdrde fiir alle dem Beschéftiger zugewiesenen
Beamtinnen und Beamten der Gemeinde (des Gemeindeverbands). Die Zustandigkeit der
Dienstbehérde umfasst alle Personalangelegenheiten, die der Gemeinde (dem Gemeindeverband)
als Dienstbehérde obliegen, mit Ausnahme der

1. Aufnahme in ein 6ffentlich-rechtliches Dienstverhéaltnis,

2. Erlassung von Verordnungen auf Grund der Dienstrechtsgesetze,

3. Dienstzuteilungen und Versetzungen von Bediensteten zur Gemeinde (zum

Gemeindeverband),
4. Ruhestandsversetzungen und Ruhegenussberechnungen sowie
5. Durchfiihrung von Disziplinarverfahren.”
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Artikel XVII
Anderung des O6. Gemeinde-Dienstrechts- und Gehaltsgesetzes 2002
Das 006. Gemeinde-Dienstrechts- und Gehaltsgesetz 2002 (06. GDG 2002), LGBI.
Nr. 52/2002, in der Fassung des Landesgesetzes LGBI. Nr. 49/2017, wird wie folgt geandert:

1.Im § 7 Abs. 9 wird das Zitat ,§8 76 Abs. 5 durch das Zitat ,8 76 Abs. 7" ersetzt.
2. 8 50 Abs. 3 lautet:
»(3) Im Fall des Abs. 2 kann die Disziplinarkommission mit Verfahrensanordnung entscheiden,

das Verfahren weiterzufihren, wenn dies im Interesse des Dienstbetriebs geboten ist oder ein
berechtigtes Interesse des Beamten (der Beamtin) vorliegt.”

3.Im 8 51 Abs. 1 entfallt der zweite Satz.

4. § 63 Abs. 2 letzter Satz lautet:
.Der Verweisungsbeschluss ist eine Verfahrensanordnung.”

5. 8 64 Abs. 4 letzter Satz lautet:

.Den Parteien und ihren Vertretern (Vertreterinnen) steht aul3erdem das Recht zu, weitere
Beweisantrage zu stellen, Uber die von der Disziplinarkommission mit Verfahrensanordnung sofort
Zu entscheiden ist.”

6. Im 8 70 Abs. 3 entfallt der letzte Satz.

7. 8 151 Abs. 5 entfallt.

Artikel XVIII
Anderung des O6. Gemeinde-Personalvertretungsgesetzes
Das 0O0. Gemeinde-Personalvertretungsgesetz (0O6. G-PVG), LGBI. Nr.86/1991, in der
Fassung des Landesgesetzes LGBI. Nr. 31/2014, wird wie folgt geandert:

1. 8 37 Abs. 4 entfallt.

2.1m 8 39 Abs. 3 entfallt der letzte Satz.
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Artikel XIX
Anderung des O6. Gemeinde-Unfallfiirsorgegesetzes
Das O6. Gemeinde-Unfallfiirsorgegesetz (O6. GUFG), LGBI. Nr. 36/1969, in der Fassung des
Landesgesetzes LGBI. Nr. 121/2014, wird wie folgt geandert:

§ 48 Abs. 2 lautet:
»(2) Soweit die Vollziehung dieses Gesetzes der Gemeinde obliegt, ist die Burgermeisterin
bzw. der Blrgermeister, in Staddten mit eigenem Statut der Magistrat zustandig.”

Artikel XX
Anderung der O6. Kommunalwahlordnung
Die O6. Kommunalwahlordnung, LGBI. Nr. 81/1996, in der Fassung des Landesgesetzes
LGBI. Nr. 77/2017, wird wie folgt geandert:

Im 8§ 10 Abs. 2 entfallt der zweite Satz.

Artikel XXI
Anderung des O6. Leichenbestattungsgesetzes 1985
Das O0. Leichenbestattungsgesetz 1985, LGBI. Nr.40/1985, in der Fassung des
Landesgesetzes LGBI. Nr. 90/2013, wird wie folgt geandert:

Im 8§ 5 Abs. 4 und 8 16 Abs. 1 entfallt jeweils der letzte Satz.

Artikel XXII
Anderung des O6. Rettungsgesetzes 1988
Das 0d4. Rettungsgesetz 1988, LGBI. Nr. 27/1988, in der Fassung des Landesgesetzes LGBI.
Nr. 90/2013, wird wie folgt ge&ndert:

Im § 10 Abs. 1 entféllt die Wortfolge ,in erster Instanz”.

Artikel XXIII
Anderung des 06. Sozialhilfegesetzes 1998
Das O0. Sozialhilfegesetz 1998 (O6. SHG 1998), LGBI. Nr. 82/1998, in der Fassung des
Landesgesetzes LGBI. Nr. 90/2013, wird wie folgt geandert:

Im 8 37 Abs. 1 wird das Zitat ,8 76 Abs. 2, 3 und 5* durch das Zitat ,8 76 Abs. 2, 3, 5 und 7
ersetzt.
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Artikel XXIV
Anderung des O6. Statutargemeinden-Bedienstetengesetzes 2002
Das O0. Statutargemeinden-Bedienstetengesetz 2002 (O6. StGBG 2002), LGBI. Nr. 50/2002,
in der Fassung des Landesgesetzes LGBI. Nr. 49/2017, wird wie folgt geandert:

1.Im 8§ 20 Abs. 4, 8§ 106 Abs. 1 und § 117 Abs. 1 entféllt jeweils der zweite Satz.

2. 8 31 Abs. 3 entfallt.

3.1m 8§ 92 Abs. 4 zweiter Satz wird das Wort ,Berufung” durch das Wort ,Beschwerde” ersetzt.

4. Im 8 102 Abs. 2 erster Satz entfallt das Wort ,erstinstanzlichen®.

5. 8 129 Abs. 2 entfallt und der bisherige Abs. 3 erhalt die Absatzbezeichnung ,(2)".

Artikel XXV
Anderung des O6. Umweltschutzgesetzes 1996
Das 06. Umweltschutzgesetz 1996 (O6. USchG), LGBI. Nr. 84/1996, in der Fassung des
Landesgesetzes LGBI. Nr. 32/2016, wird wie folgt geandert:

§ 19 Abs. 4 entfallt.

Artikel XXVI
Inkrafttretens- und Ubergangsbestimmungen

(1) Es treten in Kraft:

1. Artikel 1 Z 1 bis 6 mit dem der Kundmachung dieses Landesgesetzes im Landesgesetzblatt

fur Oberdsterreich folgenden Monatsersten;

2. alle Gibrigen Bestimmungen mit 1. Juli 2018.

(2) Verfahren in den in die Gesetzgebungskompetenz des Landes fallenden Angelegenheiten
des eigenen Wirkungsbereichs der Gemeinde, in denen der Bescheid der Behdrde erster Instanz
bis zum Ablauf des 30. Juni 2018 erlassen worden ist, sind nach den bis dahin geltenden
Bestimmungen weiterzufihren. In Mehrparteienverfahren gilt ein solcher Bescheid bereits dann als
erlassen, wenn er zumindest gegentber einer Partei erlassen worden ist.

Seite 26



	Artikel I
	Änderung der Oö. Gemeindeordnung 1990
	1. Im § 75 Abs. 5 entfällt der letzte Satz.
	2. § 76 lautet:
	3. Im § 77 wird das Zitat „§ 76 Abs. 4“ durch das Zitat „§ 76 Abs. 6“ ersetzt.
	4. Im § 78 wird im Einleitungssatz nach dem Wort „beschlossen“ die Wortfolge „oder wurde der Gemeindevoranschlag gemäß § 101 Abs. 2 aufgehoben“ eingefügt.
	5. Im § 79 Abs. 2 werden der vorletzte und letzte Satz durch folgenden Satz ersetzt:
	6. § 79 Abs. 3 lautet:
	7. § 95 lautet:
	Artikel IIÄnderung des Statuts für die Landeshauptstadt Linz 1992
	1. Im § 14 Abs. 4 entfällt der dritte Satz.
	2. Im § 51 Abs. 2 entfällt die Wortfolge „in erster Instanz“.
	3. § 64 lautet:
	Artikel IIIÄnderung des Statuts für die Stadt Steyr 1992
	1. Im § 14 Abs. 4 entfällt der dritte Satz.
	2. Im § 51 Abs. 2 entfällt die Wortfolge „in erster Instanz“.
	3. § 64 lautet:
	Artikel IVÄnderung des Statuts für die Stadt Wels 1992
	1. Im § 14 Abs. 4 entfällt der dritte Satz.
	2. Im § 32 Abs. 7 entfällt die Z 4 und es wird der Punkt am Ende der Z 3 durch einen Strichpunkt ersetzt.
	3. Im § 51 Abs. 2 entfällt die Wortfolge „in erster Instanz“.
	4. § 64 lautet:
	Artikel VÄnderung des Oö. Gemeindeverbändegesetzes
	§ 19 lautet:
	Artikel VIÄnderung des Oö. Abgabengesetzes
	1. § 2 Abs. 1 Z 2 und 3 lauten:
	2. Im § 8 Abs. 1 Z 2 entfällt die Wortfolge „im Berufungsverfahren in Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereichs der Gemeinden oder“.
	Artikel VIIÄnderung des Oö. Abwasserentsorgungsgesetzes 2001
	Im § 22 Abs. 2 entfällt die Wortfolge „erster Instanz“.
	Artikel VIIIÄnderung des Oö. Archivgesetzes
	§ 16 Abs. 2 letzter Satz lautet:
	Artikel IXÄnderung des Oö. Auskunftspflicht-, Datenschutz- und Informationsweiterverwendungsgesetzes
	1. § 6 Abs. 3 entfällt.
	2. § 19 Abs. 5 entfällt und der bisherige Abs. 6 erhält die Absatzbezeichnung „(5)“.
	Artikel XÄnderung der Oö. Bauordnung 1994
	1. Im § 33 Abs. 2 Z 1 und 2 sowie im § 55 Abs. 1 entfällt jeweils die Wortfolge „erster Instanz“.
	2. § 33 Abs. 3 lautet:
	3. § 41 Abs. 3 letzter Satz entfällt.
	4. § 55 Abs. 4 lautet:
	5. § 55 Abs. 4a entfällt.
	6. § 56 Abs. 1 lautet:
	Artikel XIÄnderung des Oö. Bediensteten-Zuweisungsgesetzes 2015
	§ 5 Abs. 3 lautet:
	Artikel XIIÄnderung des Oö. Bürgermeisterbezügegesetzes 1992
	1. § 25 Abs. 2 Z 2 und Abs. 3 entfallen.
	2. Im § 25 Abs. 4 Z 4 entfällt die Wortfolge „in erster Instanz“.
	3. Im § 27 Abs. 1 wird das Zitat „§ 76 Abs. 2, 3 und 5“ durch das Zitat „§ 76 Abs. 2, 3, 5 und 7“ ersetzt.
	Artikel XIIIÄnderung des Oö. Geodateninfrastrukturgesetzes
	§ 16 entfällt.
	Artikel XIVÄnderung des Landesgesetzes über den Einheitlichen Ansprechpartner
	Im § 3 Abs. 1 zweiter Satz entfällt die Wortfolge „erster Instanz“.
	Artikel XVÄnderung des Oö. Gemeindebedienstetengesetzes 2001
	1. Im § 6 Abs. 9 wird das Zitat „§ 76 Abs. 5“ durch das Zitat „§ 76 Abs. 7“ ersetzt.
	2. Im § 88 Abs. 5 und § 141 Abs. 1 entfällt jeweils der zweite Satz.
	3. § 98 Abs. 5 entfällt.
	4. Im § 136 Abs. 2 erster Satz entfällt das Wort „erstinstanzlichen“.
	5. § 140 Abs. 3 lautet:
	6. § 153 Abs. 2 letzter Satz lautet:
	7. § 154 Abs. 4 letzter Satz lautet:
	8. Im § 160 Abs. 3 entfällt der dritte Satz.
	Artikel XVIÄnderung des Oö. Gemeindebediensteten-Zuweisungsgesetzes
	§ 5 Abs. 2 lautet:
	Artikel XVIIÄnderung des Oö. Gemeinde-Dienstrechts- und Gehaltsgesetzes 2002
	1. Im § 7 Abs. 9 wird das Zitat „§ 76 Abs. 5“ durch das Zitat „§ 76 Abs. 7“ ersetzt.
	2. § 50 Abs. 3 lautet:
	3. Im § 51 Abs. 1 entfällt der zweite Satz.
	4. § 63 Abs. 2 letzter Satz lautet:
	5. § 64 Abs. 4 letzter Satz lautet:
	6. Im § 70 Abs. 3 entfällt der letzte Satz.
	7. § 151 Abs. 5 entfällt.
	Artikel XVIIIÄnderung des Oö. Gemeinde-Personalvertretungsgesetzes
	1. § 37 Abs. 4 entfällt.
	2. Im § 39 Abs. 3 entfällt der letzte Satz.
	Artikel XIXÄnderung des Oö. Gemeinde-Unfallfürsorgegesetzes
	§ 48 Abs. 2 lautet:
	Artikel XXÄnderung der Oö. Kommunalwahlordnung
	Im § 10 Abs. 2 entfällt der zweite Satz.
	Artikel XXIÄnderung des Oö. Leichenbestattungsgesetzes 1985
	Im § 5 Abs. 4 und § 16 Abs. 1 entfällt jeweils der letzte Satz.
	Artikel XXIIÄnderung des Oö. Rettungsgesetzes 1988
	Im § 10 Abs. 1 entfällt die Wortfolge „in erster Instanz“.
	Artikel XXIIIÄnderung des Oö. Sozialhilfegesetzes 1998
	Im § 37 Abs. 1 wird das Zitat „§ 76 Abs. 2, 3 und 5“ durch das Zitat „§ 76 Abs. 2, 3, 5 und 7“ ersetzt.
	Artikel XXIVÄnderung des Oö. Statutargemeinden-Bedienstetengesetzes 2002
	1. Im § 20 Abs. 4, § 106 Abs. 1 und § 117 Abs. 1 entfällt jeweils der zweite Satz.
	2. § 31 Abs. 3 entfällt.
	3. Im § 92 Abs. 4 zweiter Satz wird das Wort „Berufung“ durch das Wort „Beschwerde“ ersetzt.
	4. Im § 102 Abs. 2 erster Satz entfällt das Wort „erstinstanzlichen“.
	5. § 129 Abs. 2 entfällt und der bisherige Abs. 3 erhält die Absatzbezeichnung „(2)“.
	Artikel XXVÄnderung des Oö. Umweltschutzgesetzes 1996
	§ 19 Abs. 4 entfällt.
	Artikel XXVIInkrafttretens- und Übergangsbestimmungen



